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lich, sofern in der Einsatzbranche ein 
Branchenzuschlagstarifvertrag gilt, die 
Zuschläge spätestens nach 6 Wochen 
stufenweise einsetzen und spätestens 
nach 15 Monaten ein Lohn erreicht 
wird, der von den Tarifvertragsparteien 
als gleichwertig mit dem tarifvertragli-
chen Lohn der Einsatzbranche festge-
legt ist.

Übergangsfrist und Zäsur von bis zu 
drei Monaten 
Bei der Berechnung der Höchstüber-
lassungsdauer und der 9-monatigen 
Frist des Equal-Pay-Grundsatzes blei-
ben Überlassungszeiten vor dem  
1. April 2017 sowie Unterbrechungen 
der Überlassung, wenn sie eine Dau-
er von 3 Monaten nicht überschreiten, 
grundsätzlich unberücksichtigt.

Neue Kennzeichnungs- und Konkre-
tisierungspflichten
Zukünftig genügt eine vorsorglich be-
antragte Überlassungserlaubnis nicht 
mehr aus. Sowohl die Überlassung als 
auch der überlassene Arbeitnehmer 
müssen künftig ausdrücklich als solche 
benannt werden (§ 1 Abs. 1 S. 5 u. S. 
6 AÜG). Dies gilt ohne Übergangsrege-
lung auch für Verträge, die bereits vor 
dem 1. April 2017 geschlossen wurden.

Verschärfte Rechtsfolgen und Sank-
tionen
Bei einer Überschreitung der 
Höchstüberlassungsdauer, bei einer 
verdeckten Arbeitnehmerüberlas-
sung (unter Verstoß gegen die neuen 
Kennzeichnungs- und Konkretisie-
rungspflichten) und bei der Überlas-
sung ohne Erlaubnis sind Verträge 
zwischen Verleihern und Entleihern 
sowie zwischen Verleihern und Leihar-
beitnehmern unwirksam. Zudem wird 
in diesen Fällen ein Arbeitsverhältnis 
mit dem Entleiher fingiert (§10 Abs. 1 

Neuregelung der Arbeitnehmerüberlassung
AÜG). Gleiches gilt für den Fall eines 
verbotenen Weiter- oder Kettenver-
leihs (§10a AÜG). Darüber hinaus dro-
hen bei Verstößen Bußgelder von bis 
zu 30.000 € (§16 AÜG).

Das Zustandekommen eines Arbeits-
verhältnisses mit dem Einsatzunter-
nehmen kraft Fiktion kann der Leihar-
beitnehmer jedoch dadurch verhindern, 
indem er fristgerecht und schriftlich 
gegenüber dem Ver-/Entleiher erklärt, 
dass er an dem Arbeitsvertrag mit dem 
Verleiher festhält. Die Festhaltenser-
klärung ist nur wirksam, wenn sie vom 
Leiharbeitnehmer persönlich bei der 
Agentur für Arbeit vorgelegt wird, das 
Vorlagedatum sowie die Identität des 
Leiharbeitnehmers auf der Erklärung 
vermerkt und die Erklärung spätestens 
am dritten Tag nach Vorlage bei der 
Agentur für Arbeit dem Ver-/Entleiher 
zugeht (§ 9 Abs. 2 AÜG).

Zur Vermeidung von Risiken und unge-
wollter Rechtsfolgen sollten betroffe-
ne Unternehmen sowohl bestehende 
als auch neu beginnende Einsätze von 
Fremdpersonal im Hinblick auf die neu-
en Regelungen der Arbeitnehmerüber-
lassung sorgfältig überprüfen.

Haben Sie weitere Fragen? 
Kontaktieren Sie gerne unsere  
Ansprechpartner

Am 1. April 2017 ist die umfassende 
Reform des Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetztes („AÜG“) in Kraft ge-
treten. Während die Arbeitgeber des 
öffentlichen Dienstes und der Religi-
onsgemeinschaften durch die Neure-
gelung privilegiert werden, wird das 
Gestaltungsinstrument der Arbeitneh-
merüberlassung für Arbeitgeber des 
Privatrechts  erheblich eingeschränkt. 
Der Einsatz von Fremdpersonal er-
fährt, teilweise ohne Übergangsfrist, 
grundlegende Änderungen. Wir möch-
ten Sie über einige praxisrelevante Än-
derungen der Reform der Leiharbeit 
informieren. 

Allgemeine Überlassungshöchst-
dauer von 18 Monaten
Während die Arbeitnehmerüberlas-
sung bislang nur „vorübergehend“ 
erfolgen durfte, gilt nach der Neure-
gelung nun eine Überlassungshöchst-
dauer von grds.18 Monaten (§ 1 AÜG). 
Diese 18-monatige Höchstüberlas-
sungsfrist darf jedoch durch Tarifver-
träge der Einsatzbranche - nicht aber 
der Leiharbeitnehmerbranche - ohne 
Begrenzung erhöht werden. Für nicht 
tarifgebundene Arbeitgeber sind die 
Abweichungsmöglichkeiten deutlich 
geringer. Diese können durch Betriebs- 
oder Dienstvereinbarungen tarifliche 
Höchstüberlassungsfristen überneh-
men. Regelt der Tarifvertrag, auf den 
Bezug genommen wird, jedoch keine 
konkrete Überlassungshöchstdauer, 
liegt diese künftig bei maximal 24 Mo-
naten.

„Equal-Pay“-Anspruch grundsätz-
lich nach 9 Monaten
Leiharbeitnehmer müssen nun spätes-
tens nach 9 Monaten bei der Vergütung 
mit Stammbeschäftigten gleichgestellt 
werden („Equal-Pay-Grundsatz“). Ab-
weichungen hiervon sind nur mög-
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